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Artikel in der „jungen Welt“ vom 24.10.2006 / Inland / Seite 4 

 

Zwischen den Mühlsteinen 
Keine Einigung zwischen Müntefering und Schäuble über 
Arbeitserlaubnisse für Migranten 
Von Ulla Jelpke 
Am gestrigen Montag wurden neue Einzelheiten zu dem Vorhaben der großen Koalition bekannt, 
Studenten aus Drittländern den Aufenthalt in der BRD zu erschweren. Unter dem Vorwand, man hätte 
bei einer anderen Rechtslage schon die Einreise der Tatverdächtigen der sogenannten 
Kofferbombenanschläge verhindern können, wollen CDU/CSU und SPD das Ausländerrecht drastisch 
verschärfen. Bestimmte Daten von Visa-Antragstellern sollen künftig bis zu 20 statt zehn Jahre 
gespeichert werden: Personalien, Lichtbilder sowie Paßart, Paßnummer und ausstellender Staat. 
Außerdem sollen die Ausländerbehörden bei der Prüfung von Aufenthaltsgenehmigungen stets die 
Sicherheitsbehörden einschalten. Neu ist vor allem auch, daß künftig Sicherheitsanfragen auch 
bezüglich derjenigen Personen gestellt werden können, die finanziell für Studenten aus Drittländern 
bürgen.  
 
Das Bundesinnenministerium bestätigte, daß das Kabinett innerhalb der nächsten Wochen einen 
entsprechenden Beschluß fassen will. Man nimmt an, daß die Bundesregierung die Verschärfungen 
des Ausländerrechts gemeinsam mit der Umsetzung von EU-Richtlinien verbinden möchte, die Anfang 
November fällig ist.  
Während es also bei Verschlechterungen der Rechtsstellung von Ausländern nicht schnell genug 
gehen kann, ist die von der Innenministerkonferenz immer wieder angekündigte Bleiberechtsregelung 
wieder in weite Ferne gerückt. 200000 schon länger in der BRD lebende Menschen warten dringend 
auf eine solche »Altfallregelung«.  
Nach einer Arbeitsgruppensitzung einiger Länderminister Anfang Oktober 2006 in München schien es 
so, als ob sich wenigstens eine kleine Lösung anbahne, deren Einzelheiten aber noch nicht 
feststanden. Die Rede war davon, daß Familien hierbleiben dürfen, die länger als sechs Jahre in der 
BRD leben.  
 
Nun gibt es ein neues Hindernis: Bundesarbeitsminister Franz Müntefering hat nach einem Bericht 
des Spiegel abgelehnt, Ausländern probeweise eine befristete Arbeitserlaubnis zu erteilen. 
Müntefering habe Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) mitgeteilt, zunächst sollten die 
Innenbehörden den Ausländern das Bleiberecht erteilen. Die Innenminister wiederum bestehen 
darauf, daß nur diejenigen aus dem Kreis der »Geduldeten« in eine Bleiberechtsregelung 
einzubeziehen seien, die schon einen Arbeitsplatz haben und folglich ihren Lebensunterhalt selbst 
verdienen können.  
 
Somit scheint sich die schon lange gehegte Befürchtung der Flüchtlingsverbände zu bestätigen, daß 
die Geduldeten zwischen die Mühlsteine der Bürokratie geraten. Wer keine Arbeit hat, bekommt kein 
Aufenthaltsrecht. Wer kein Aufenthaltsrecht hat, bekommt keine Arbeit. Für die Betroffenen ist dies ein 
Teufelskreis, den sie nicht durchbrechen können.  
 
Nach einem Bericht in der gestrigen Süddeutschen Zeitung haben sich die Innenpolitiker der Koalition 
in einem anderen Punkt hingegen geeinigt – bezeichnenderweise wieder zu Lasten der Migranten. Die 
Innenminister planen, geduldete Ausländer, Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber buchstäblich 
auszuhungern. Die Mittel nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, die zur Zeit bei etwa 70 Prozent der 
Sozialhilfe liegen, sollen noch weiter gesenkt werden. Darüber hinaus soll es beim Ehegattennachzug 
zwar nicht mehr um eine starre Altersgrenze von 21 Jahren gehen, was beim 
Bundesverfassungsgericht kaum Bestand gehabt hätte. Es soll aber im Einzelfall geprüft werden, »ob 
das eine arrangierte Ehe ist«, wie CSU-Scharfmacher Hans-Peter Uhl erklärte. Ferner soll vor der 
Übersiedlung in die BRD ein Sprachkurs obligatorisch sein. Die Koalition erwartet, daß z. B. die Türkei 
für ihre Staatsangehörigen dabei die Kosten übernimmt. Angeblich soll es dafür schon eine 
Ankündigung der türkischen Regierung geben. 
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Artikel aus der migration, Beilage der jW vom 08.11.2006 

Der Kampf ums Bleiberecht 

Vor der Innenministerkonferenz Mitte November zeichnet sich nur 
eine Minilösung ab 
Ulla Jelpke 
Am 16. und 17. November werden in Nürnberg die Innenminister der Bundesländer und der 
Bundesinnenminister auf ihrer halbjährlichen Innenministerkonferenz über ein Bleiberecht für 
»geduldete« Ausländerinnen und Ausländer entscheiden. Das Aktionsbündnis »Hier geblieben« 
forderte mit Schreiben vom 26. Oktober 2006 alle Politikerinnen und Politiker der BRD auf, einen 
sofortigen bundesweiten Abschiebestopp zu verabschieden. Denn viele Städte nutzen jetzt noch die 
vermeintlich letzte Chance zur Abschiebung. Aus Warendorf in Nordrhein-Westfalen wurde der Fall 
des Tamilen Kiddenan Thadchanamoorthy bekannt, der seit zwölf Jahren in Deutschland lebte und 
eine feste Arbeitsstelle hatte. Er wurde noch im Oktober abgeschoben und sitzt jetzt in Sri Lanka im 
Gefängnis. Seine kranke Frau und seine drei Kinder stehen vor dem Nichts. Hätte die 
Ausländerbehörde noch drei Wochen gewartet, wäre die Familie wohl unter die »Altfallregelung« 
gefallen. 
 
Allerdings ist von der bevorstehenden Innenministerkonferenz (IMK) in Nürnberg nur eine Minilösung 
zu erwarten. Daher macht das Aktionsbündnis »Hier geblieben!« noch einmal Druck für ein »ganzes 
Bleiberecht«. Mit einer Tournee des GRIPS-Theater, das vor allem Jugendliche für eine humanere 
Politik sensibilisieren will, und zahlreichen Demos, vor allem auch am 16. November um 16.30 Uhr an 
der Lorenzkirche in Nürnberg setzen die Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen ihre 
jahrelange bundesweite Kampagne gegen soziale Ausgrenzung und Repression fort.  

Zahlreiche Hürden 
»Jetzt geht es darum, eine Bleiberegelung durchzusetzen, die diesen Namen auch verdient«, fordert 
das Aktinsbündnis in einem Aufruf. »Und es geht darum zu zeigen, daß der Kampf weitergeht, wenn 
die Regelung so schäbig ist, wie sich dies manche Innenminister vorstellen.« Nach Erkenntnissen des 
Aktionsbündnisses leben von den mehr als 190000 geduldeten Menschen über 150000 schon länger 
als fünf Jahre in der BRD. Aufenthaltszeiten von zehn bis 15 Jahren sind keine Seltenheit. Trotzdem 
müssen die Betroffenen jederzeit mit einer Abschiebung rechnen. »Die Entwicklung längerfristiger 
Perspektiven ist nicht möglich und von der Politik auch nicht gewünscht. Geduldete erhalten nur selten 
eine Arbeitserlaubnis und wenn, dann nur für die schlechtesten Jobs, mit denen eine Sicherung des 
Lebensunterhalts in der Regel nicht möglich ist. Sie erhalten aber auch keine Sozialhilfe und kein 
Kindergeld, sondern nur Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Lagerunterbringung und 
eingeschränkte medizinische Versorgung.« 
 
Trotz dieser Kritik wollen die Innenminister daran festhalten, äußerst restriktive Bedingungen 
festzusetzen. In einem Interview mit der Welt vom 26. Oktober 2006 steckte Baden-Württembergs 
Innenminister Heribert Rech (CDU) die Position der von der Union regierten Bundesländer ab. CDU 
und CSU verlangen vor allem einen achtjährigen Aufenthalt sowie ein gesichertes Arbeitsverhältnis. 
Rech stellte klar, daß aber selbst die lange Dauer von acht Jahren kein »Freifahrtschein« sei: »Wenn 
jemand untergetaucht war, mit falschen Identitäten operiert oder seinen Paß weggeworfen oder die 
Ausländerbehörden getäuscht hat, um sich einen längeren Aufenthalt zu sichern, können die acht 
Jahre kaum ein Kriterium sein.« Da viele Flüchtlinge aber zwangsläufig zunächst ihre Identität 
verschleiern mußten, um ihr eigenes Leben zu schützen, würden nach den Vorstellungen der 
CDU/CSU viele Schutzbedürftige vom Bleiberecht ausgeschlossen. Rech selbst spricht davon, daß 
nur etwa ein Drittel der 200000 Geduldeten für die Altfallregelung in Betracht käme. 
 
Ein weiteres Hindernis wollen CDU und CSU aufbauen: Wer zu einer Geldstrafe von über 50 
Tagessätzen verurteilt worden ist, soll vom Bleiberecht ausgeschlossen werden. Schon wer die 
inakzeptable »Residenzpflicht« mißachtet hat und sein Grundrecht, frei innerhalb der BRD zu reisen, 
wahrgenommen hat, lief Gefahr, eine solche Geldstrafe zu erhalten. 
 
Die CDU/CSU beschwört auch wieder einmal die angebliche »Zuwanderung in die Sozialsysteme« 
herauf. Rech betonte: »Wer bei uns bleiben will, muß sich selbst ernähren können. Bei 
Alleinerziehenden mit Kindern oder Rentnern etwa kann es Erleichterungen geben. Voraussetzungen 
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aber sind ebenso: ausreichender Wohnraum, Schulbesuch der Kinder und Deutschkenntnisse.« 
Grundsätzlich besteht die Union auf einem »dauerhaften Arbeitsverhältnis«.  

Müntefering verwirrt 
Pro-Asyl-Geschäftsführer Günter Burkhardt kritisierte am 24. Oktober 2006, die Union wolle sichtbare 
Ausgrenzung. »Die vorgeschlagene Bleiberechtsregelung verstößt gegen die Menschenwürde.« Aber 
auch die SPD ist weit entfernt von einem Bleiberecht für alle. Im Gegenteil: Arbeitsminister Franz 
Müntefering sorgte für noch mehr Verwirrung, als er sich vor zwei Wochen weigerte, Geduldeten eine 
vorläufige Arbeitserlaubnis zu erteilen, da sie ja keine Aufenthaltserlaubnis hätten. Ohne 
Arbeitserlaubnis gibt es aber keine Aufenthaltserlaubnis – für die Betroffenen ein Teufelskreis. 
 
In der großen Koalition wird über das Schicksal vieler tausend Menschen verhandelt wie auf dem 
Basar. Anfang letzter Woche sickerte durch, die CDU/CSU fordere Kürzungen der Sozialleistungen, 
sofern die Ausländer ihren Lebensunterhalt nicht selbst verdienen können. Die Sozialhilfe solle auf 
Dauer um ein Drittel gekürzt werden. Die bisherige Begrenzung der Kürzung auf drei Jahre solle 
wegfallen. Als Ersatz will die Union Ausländern ohne sicheren Aufenthaltsstatus eine »Schnupper-
Arbeitserlaubnis« anbieten.  

Schäubles Winkelzüge 
Die Welt veröffentlichte am 25. Oktober 2006 einen Brief von Müntefering an Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble (CDU), wonach »gut integrierten Ausländern« eine Arbeitserlaubnis erteilt werden 
könnte. »Gerade für diesen Personenkreis kann ich mir eine einmalige Altfallregelung vorstellen, die 
auch für den deutschen Arbeitsmarkt verkraftbar ist«, schrieb der Vizekanzler an Schäuble. Etwa 
100000 geduldete Ausländer, die vor dem 1. Januar 2000 in die BRD gekommen sind, hätten dann 
die Möglichkeit, ihren Lebensunterhalt eigenständig zu sichern – »mit den entsprechenden 
Entlastungen für die Sozialkassen.« Müntefering schlug vor, diesen Personen eine befristete 
Aufenthaltserlaubnis für drei Jahre zu geben.  
 
Schäuble hält dagegen von der Drei-Jahre-Regelung nichts. Er ist mittlerweile von alten 
Unionspositionen abgerückt und möchte, wie er Müntefering antwortete, »allen Geduldeten, 
Asylbewerbern in laufenden Verfahren und Bürgerkriegsflüchtlingen« den grundsätzlichen Zugang 
zum Arbeitsmarkt einzuräumen.  
 
Schäubles Zugeständnis soll aber nur gelten, wenn zugleich das Asylbewerberleistungsgesetz 
drastisch verschlechtert wird. Das ist wiederum bislang für die SPD nicht akzeptabel. Somit ist 
Schäubles vermeintlich »großzügige« Offerte nur ein Winkelzug in dem taktischen Geplänkel 
zwischen Union und SPD vor der entscheidenden Sitzung der Innenministerkonferenz.  
 
Das Aktionsbündnis »Hier geblieben!« setzt jedenfalls seine Kampagne fort und erklärt: »Wir rufen 
dazu auf, mit uns gemeinsam für eine Bleiberechtsregelung zu demonstrieren, die den hier lebenden 
Menschen einen gesicherten Status garantiert. Wir fordern schon jetzt einen sofortigen 
Abschiebestopp für alle Geduldeten bis zum Erlaß der Bleiberegelung, damit sichergestellt ist, daß 
niemand abgeschoben wird, der unter die Bleiberegelung fallen könnte. Und wir fordern ein 
Rückkehrrecht für diejenigen, die seit Beginn der Proteste abgeschoben wurden und die unter die 
Kriterien der Regelung fallen, weil die Verzögerungstaktik mancher Minister nicht aufgehen darf.« 
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Pressemitteilung 
15.11.2006 – Sevim Dagdelen  

Unionsgeführte Innenminister nicht an humanitärer 
Bleiberechtsregelung interessiert 
 
Zur Kritik des niedersächsischen und des bayrischen Innenministers am gestrigen Koalitions-
Kompromiss zum Bleiberecht erklärt die migrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE. im Bundestag, Sevim Dagdelen: 
 
Dass die unionsgeführten Länder Bayern und Niedersachsen jetzt auch noch den minimalen 
Kompromiss zum Bleiberecht torpedieren wollen, zeigt, dass sie nicht an einer humanitären Regelung 
für lange hier lebende Menschen mit Duldung interessiert sind.  
 
Die gestern gefundene Lösung ist dürftig. Sie wird lediglich eine geringe Zahl von Flüchtlingen mit 
Duldung betreffen. Eine Bleiberechtsregelung ist jedoch kein Gnadenakt der Großen Koalition, 
sondern sie muss auf entsprechenden Urteilen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
bei der Anwendung der Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 
basieren. Die Weigerung der Innenminister und der Koalitionsparteien, den Betroffenen, die einen 
Großteil ihres Lebens in der Bundesrepublik verbracht haben, grundsätzlich ein festes 
Aufenthaltsrecht zu gewähren, ist ein rechtswidriger Eingriff in das Privatleben nach Art. 8 EMRK. 
Betroffen sind davon vor allem hier geborene Kinder von geduldeten Flüchtlingen. 
 
Notwendig ist eine Regelung, die ein gesetzliches Bleiberecht nach fünf Jahren Aufenthalt ohne den 
Nachweis der eigenständigen Lebensunterhaltssicherung schafft. Die Pläne der Koalition sind 
untragbar: Erst dürfen Flüchtlinge mit Duldung faktisch nicht arbeiten und fallen aus dem 
Arbeitsprozess heraus. Jetzt zwingt man sie, jeden noch so schlecht bezahlten Job anzunehmen. 
Eine Aufenthaltserlaubnis kann außerdem nach zwei Jahren entzogen werden, wenn die Einkünfte 
aus der Erwerbstätigkeit nicht zur Lebensunterhaltssicherung ausreichen. Das wird vor allem Familien 
mit Kindern treffen. 
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Pressemitteilung 
16.02.2007 – Sevim Dagdelen  

Nichts Neues beim Bleiberecht 
 
Zur angeblichen Einigung der Koalition auf eine Bleiberechts-Regelung erklärt die 
migrationspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Sevim Daðdelen: 
 
Die meisten Flüchtlinge sind weiterhin von einer Bleiberechtsperspektive ausgeschlossen. Bleiben 
sollen nur jene können, die Arbeit gefunden haben, von der sie weitgehend leben können. Damit setzt 
sich wieder die Union mit ihren ausländerfeindlichen Vorstellungen gegenüber der SPD nach dem 
Grundsatz: Humanität nur unter Finanzierungsvorbehalt. 
 
Dieser fadenscheinige Kompromiss ist kein Kompromiss. Das gesetzliche Bleiberecht wird mit extrem 
harten Verschärfungen beim Familiennachzug und bei der Verlängerung einer schon erteilten 
Aufenthalterlaubnis „erkauft“. Diese Regelung schafft neue Kettenduldungen und Illegalisierte.  
 
DIE LINKE. fordert eine Bleiberechtsregelung, die mit der jetzigen deutschen Ausländerpolitik bricht 
und geduldeten Flüchtlingen endlich eine Perspektive gibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Dokumentation: Bleiberecht für geduldete Flüchtlinge 
 
 

39 

Pressemitteilung 
18.02.2007 – Sevim Dagdelen, Ulla Jelpke  

DIE LINKE. unterstützt Aufruf zu Aktionstag für ein 
Bleiberecht 
 
Am 24.Februar wird der Beschluss der Innenministerkonferenz zum Bleiberecht 100 Tage in 
Kraft sein. Aus diesem Grund rufen Initiativen zu einem bundesweiten Aktionstag auf. Die 
innenpolitische Sprecherin der Fraktion, Ulla Jelpke, und die migrations- und 
integrationspolitische Sprecherin, Sevim Dagdelen, erklären: 
 
Mit Kundgebungen, Aktionen, Demonstrationen und Veranstaltungen werden sich zahlreiche 
Bleiberechtsinitiativen an die Öffentlichkeit wenden. In über zehn Städten von Hamburg bis München 
werden Betroffene und ihre Unterstützer/innen für ein dauerhaft wirksames Bleiberecht werben. DIE 
LINKE. teilt ihre Kritik, dass die bisherige Beschlusslage völlig unzureichend ist.  
 
Fast 175.000 Menschen gelten in Deutschland als „geduldet“. Ihnen wird bisher jede Integration in die 
Gesellschaft verweigert und damit jegliche Lebensperspektive genommen. Die Beschlusslage der 
Innenministerkonferenz ist genauso unzureichend wie die bisherigen Pläne der Koalition für eine 
Bleiberechtsregelung im Aufenthaltsgesetz. Beide wollen nicht Diskriminierung und Not von 
zehntausenden Menschen beseitigen, sondern das Problem unter administrativen Kosten-Nutzen-
Rechnungen lösen. Wer wirtschaftlich nützlich ist, darf bleiben, die anderen müssen gehen.  
 
Zentrales Kriterium der offiziellen Scheinlösung ist die wirtschaftliche Unabhängigkeit der 
„Geduldeten“. Diejenigen, die jahrelang per Residenzpflicht in zugewiesenen Landkreisen 
festgehalten wurden, sollen sich nun innerhalb weniger Monate bundesweit um Arbeitsplätze 
bemühen. Arbeitgeber dürfen sich auf ein Potential extrem erpressbarer Arbeitsuchender freuen, die 
praktisch allen Konditionen zustimmen müssen – denn die Alternative heißt Abschiebung. Das ist 
Zynismus pur!  
 
Kinder-, Jugend- und Flüchtlingsorganisationen fordern deswegen: „Das ganze Bleiberecht – ohne 
Wenn und Aber’“ und einen Abschiebestopp für alle. Dieser Protest ist berechtigt, notwendig und wird 
von uns unterstützt.  
 
Wer weitere Informationen sucht, kann sich unter http://100tage.bleiberechtsbuero.de kundig machen. 
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Pressemitteilung 
01.03.2007 – Sevim Dagdelen  

Bleiberechtsregelung ist gewollt unwirksam 
 
Zur Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. zur 
Umsetzung der Bleiberechtsregelung erklärt die migrationspolitische Sprecherin der Fraktion, 
Sevim Dagdelen: 
 
Die Bleiberechtsregelung ist keine humanitäre Lösung, sondern eine sozialökonomische Selektion. 
Der geforderte Nachweis eines Arbeitsplatzes ist bei der derzeitigen Arbeitsmarktsituation für viele 
Betroffene eine unüberwindbare Hürde. Das ist gewollt, wie die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. bemerkt. Zentrales Ziel der Innenminister ist es, 
"Zuwanderung in die Sozialsysteme zu vermeiden". Dieses Ziel ist erreicht – zu Lasten der 
Betroffenen. Das belegen auch die Daten der Bundesregierung: Ca. 80 Prozent aller bisher 
bearbeiteten Anträge liefen nur auf eine Duldung zur Arbeitssuche bis zum 30. September diesen 
Jahres hinaus, lediglich 10 Prozent auf eine Aufenthaltserlaubnis. 
 
Die Passpflicht ist ein weiteres Bleiberechtsverhinderungsinstrument. Wer keinen Pass vorgelegen 
kann, erhält kein Bleiberecht. Denn ohne Pass erhalten die Betroffenen auch keine Arbeit. Außerdem 
blockiert das Fehlen festgelegter Fristen für die Arbeitsmarktprüfung oft die Chance auf ein 
Bleiberecht, obwohl eine Arbeitsplatzzusage vorliegt. Die Überprüfung der Arbeitsmarktbedingungen 
zieht sich vielfach so in die Länge, dass die Stellen anderweitig vergeben werden. 
 
Besonders infam ist die Aussage der Bundesregierung, dass Familienmitglieder nicht für Angehörige 
haftbar gemacht würden. Gleichzeitig stellt die Regierung fest, dass bei Ausschluss eines 
Familienmitglieds wegen Straftaten grundsätzlich der Ausschluss der gesamten Familie erfolgt. Das 
ist nichts anderes als Sippenhaft. 
 
Die gesetzliche Bleiberechtsregelung wird nichts besser machen. Zu befürchten ist, dass sich das 
Bleiberecht nur unwesentlich vom Beschluss der Innenminister-Konferenz unterscheiden wird. 
Mögliche Verbesserungen werden gerade massiv von den Länderinnenministern der Union torpediert. 
Notwendig wäre eine Bleiberechtsregelung, die mit der jetzigen deutschen Ausländerpolitik bricht und 
geduldeten Flüchtlingen endlich eine Perspektive gibt. 
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Pressemitteilung 
12.03.2007 – Ulla Jelpke  

Bleiberechtskompromiss bringt weitere Sozialkürzungen 
für Flüchtlinge 
 
Die Unionsspitzen haben sich in Sachen Bleiberecht auf einen neuen Kompromiss geeinigt. 
Danach sollen den Betroffenen auch nach drei Jahren Aufenthalt weiter nur die verringerten 
Sozialleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gewährt werden. Dazu erklärt Ulla 
Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.: 
 
Wer gehofft hatte, in der Auseinandersetzung um das Bleiberecht siege ausnahmsweise einmal die 
Vernunft, sieht sich nun enttäuscht. Die systematische Ausgrenzung von Flüchtlingen soll um jeden 
Preis aufrechterhalten werden. Statt einer humanitären Bleiberechtsregelung droht nun langfristige 
Armut per Gesetz. Was es deutschen Arbeitslosen bringen soll, wenn es Geduldeten noch schlechter 
geht als ihnen, bleibt das Geheimnis der Koalitionspolitiker. 
 
Nach den Plänen von Stoiber und Schäuble sollen Geduldete, die womöglich unter die 
Bleiberechtsregelung fallen, weiter nur geminderte Sozialleistungen erhalten. In Zahlen: statt dem 
ALG II-Satz von 345 Euro sollen Geduldete auch nach mehr als drei Jahren Aufenthalt nur die 225 
Euro erhalten, die ihnen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zustehen. Die Kommunen können 
die Betroffenen dann weiter in Massenunterkünften einquartieren, obwohl das teurer ist, als ihnen eine 
Wohnung zur Verfügung zu stellen. 
 
Die von Stoiber & Co. in die Debatte geworfene angebliche Mehrbelastung von 700 bis 1.400 
Millionen Euro, wenn die Geduldeten den vollen Sozialhilfesatz erhielten, ist völlig irrational. Nach 
Berechnungen der Linksfraktion würde die bisher im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung beim 
Bleiberecht rein rechnerisch im ungünstigsten Fall eine Mehrbelastung der Sozialkassen von unter 60 
Millionen Euro jährlich bedeuten. Im Ergebnis würden die Sozialkassen jedoch entlastet, da die 
Betroffenen sich anders als bisher eine Arbeit suchen und aufnehmen könnten. Aber eins darf bei 
diesen Zahlenspielereien nicht vergessen werden: Es geht um einen humanitären Umgang mit 
langjährig Geduldeten. Den kann sich die Republik ruhig etwas kosten lassen. 
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Pressemitteilung 
28.03.2007 – Sevim Dagdelen, Ulla Jelpke  

Novellierung des Zuwanderungsrechts – Barbarei per 
Gesetz 
 
Zum heutigen Kabinettsbeschluss über die Novellierung des Zuwanderungsrechts äußern sich 
die migrations- und innenpolitischen Sprecherinnen der Fraktion DIE LINKE., Sevim Dagdelen, 
und Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion: 
 
"Die Novelle ist Integrationsfeindlichkeit per Gesetz. Die Große Koalition hat sich mal wieder selbst 
rechts überholt", so Dagdelen. Die Umsetzung von EU-Richtlinien diene dabei als Vorwand für 
zahlreiche Verschärfungen. Der Ehegatten- und Familiennachzug werde weiter erschwert. Gleiches 
gelte für Einbürgerungen. Integrationskurse würden zu Zwangsveranstaltung im Sinne einer 
"nationalen Leitkultur". 
 
"Der Integrationsgipfel wird zu einem bedeutungslosen Kaffeeklatsch degradiert", sagt Dagdelen und 
teilt damit die Kritik von über 20 Organisationen, die am Gipfel teilnehmen. Es käme schon einem 
Wunder gleich, wenn die darin enthaltene Aufforderung an Bundeskanzlerin Angela Merkel, mit ihrer 
Richtlinienkompetenz die ausländerrechtlichen Verschärfungen zu verhindern, Realität würde. 
 
"Für Flüchtlinge wäre dies jedenfalls fast so etwas wie ein Glücksfall", meint Jelpke. "Die Novelle ist 
ausschließlich vom Ziel der Abschottung geprägt." Tatsächliche humanitäre Lösungen seien nicht in 
der Novelle enthalten. Auch weiterhin werde es Kettenduldungen geben, die Menschen sozial und 
rechtlich gewollt diskriminieren. "Die Regierung zeigt einmal mehr, dass sie bei Flüchtlingen bereit ist, 
jedes Menschenrecht über Bord zu werfen", meinen beide Politikerinnen. 
 
 
 


